
Schutzes des Grundbesitzes. Ein so weitgehendes und 
besonderes Schutzbedürfnis des Eigentums vor ande­
ren Rechten wird in der Weiterentwicklung unseres 
Rechtes nicht mehr empfunden. Das Eigentum hat viel­
fache Einschränkungen und Eingriffe mehr oder weni­
ger schutzlos hinzunehmen in der Neuordnung der 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse.

Die heutige Rechtsauffassung ist auch nicht mehr ge­
neigt, der Form eine entscheidende Bedeutung gegen­
über dem zweifelsfreien, verpflichtenden Wort beizu­
legen.

Damit wurde die Bestimmung des § 313 BGB nicht 
aufgehoben, aber die Berufung auf sie und die Be­
urteilung der Frage, inwieweit ohne die Form im 
Einzelfall eine Verpflichtung anzuerkennen ist, wird 
mehr wie früher dem unser ganzes Rechtsleben be­
herrschenden Grundsatz von Treu und Glauben, wie 
er im § 242 BGB seinen Niederschlag gefunden hat, 
untergeordnet. Die Gesamtumstände des einzelnen 
Falles sind dabei zu berücksichtigen. Hier hat der Klä­
ger alsbald nach der mit dem Beauftragten der Be­
klagten getroffenen, brieflich bestätigten Abrede den 
bar zu entrichtenden Kaufpreis teilgezahlt und — da 
es zur Eintragung der Kaufgeldresthypothek nicht 
kommen konnte, weil das Grundstück dem Kläger noch 
nicht auf gelassen war — die Zinsen auf die 10 000,— RM 
gezahlt und auch eine Pauschale für Spesen, die bis 
zur Übereignung die Beklagten trafen. Das Grundstück 
ist ihm übergeben worden, das er seitdem bewohnt 
und bewirtschaftet. Das ist viele Jahre seit 1939 so ge- 
handhabt worden, und damit ist immer wieder und 
fortgesetzt der nach der Abrede von b e i d e n  Teilen 
g e w o l l t e  Rechtszustand als schon bestehend be­
handelt worden.

Nach der Aussage des Zeugen haben sich die Be­
klagten erst etwa vor Jahresfrist, das wäre Herbst 
1947, entschlossen, das Grundstück nicht zu verkaufen, 
und bis dahin auch den Kläger im Glauben an sein 
Recht gelassen. Trotz der langen Dauer dieses Zu­
standes würde das allein vielleicht noch nicht genügen, 
die Berufung auf die Form zu versagen. Aber dazu 
tritt ein weiteres:

Der Zeuge, der als Beauftragter die Kaufverhand­
lungen mit dem Kläger geführt hatte, hat bei einem 
Heimaturlaub 1942 den Kläger gebeten, um die Urlaubs­
tage nicht mit den Kaufverhandlungen zu belasten, sie 
bis zum Kriegsende aufzuschieben, was der Kläger be­
willigte.

Da, wie der Zeuge bestätigt, damals am Verkauf fest­
gehalten wurde, handele es sich nur um die Beur- 

% kundungsverhandlung und unter Umständen um die 
Beschaffung des Erbscheines und der Vollmachten, 
jedenfalls nur um formelle Erfordernisse.

Dieses Entgegenkommen des Klägers hat dazu ge­
führt, daß 1947 die Beklagten sich — wegen inzwischen 
edngetretener Veränderungen in ihren Verhältnissen — 
die Sache anders überlegt und die Erfüllung des 

* Versprechens versagen.
Bei Würdigung der gesamten Umstände und des 

gesamten Verhaltens der Beklagten widerspricht es 
Treu und Glauben, den Erfüllungsanspruch des Klägers 
an der von den Beklagten bisher hinausgezögerten 
Erfüllung der Form und letzten Endes als Folge des 
vom Kläger 1942 bewilligten Aufschubs scheitern zu 
lassen, nachdem der Kläger seit 1. April 1939 wie ein 
Eigenbesitzer das Grundstück inne hat und im Ver­
trauen auf den Kauf das Grundstück: ausgestaltet und 
erhalten hat.

§•§ 446, 447 BGB.
Die Vorschriften über den Versendungskauf finden 

keine Anwendung, wenn weder der Ort der Absen­
dung, noch der Ablieferung der Erfüllungsort ist.

Haben die - Parteien vereinbart, daß die Ware mit 
der Zurverfügungstellung abgeliefert sein soll, so liegt 
in der Zurverfügungstellung eine Übergabe mit der 
Folge des Gefahrenüberganges nur dann, wenn die Ware 
dem Käufer so angedient wird, daß er in die Lage ver­
setzt wird, eine wirksame Kontrolle über sie auszu­
üben.

OLG Dresden, Urteil vom 21. Januar 1949 — 1 U 
146/47.

Die Klägerin, eine G.m.b.H. mit dem Sitz in Meerane, 
verlangt von der Beklagten, einer G.m.b.H. mit dem

Sitz in Lößnitz i. Erzgeb., die Bezahlung für Game, 
die die Beklagte im Jahre 1944 von ihr gekauft hatte.

Die Klägerin behauptet: Als Erfüllungsort für die 
Lieferung sei Meerane vereinbart worden. Sie habe die 
Ware an die Beklagte von der in Kulmbach befind­
lichen Spinnerei abgesandt. Nach den für den Kauf 
maßgebenden Lieferungsbedingungen sei die Ware mit 
ihrer Zurverfügungstellung abgeliefert. Dieses Erfor­
dernis sei dadurch erfüllt, daß die Rollfuhr- und Spe- 
ditions-G.m.b.H. in Hof die Ware an die Beklagte am
5. April 1945 expediert habe. Einige Tage danach sei 
diese bei einem Fliegerangriff vernichtet worden. Das 
sei für sie ohne Interesse, da die Beklagte die Gefahr 
der Versendung zu tragen habe.

Die Beklagte lehnt Bezahlung ab. Sie macht geltend, 
daß die Klägerin die Gefahr zu tragen habe, da die 
Versendung von einem anderen Ort als dem Erfül­
lungsort erfolgt sei. Die Klägerin habe schuldhaft ge­
handelt, indem sie die Ware noch im März und April 
1945 angesichts der Kriegsgefahr abgesandt habe.

Das Landgericht hat nach dem Klagantrag erkannt. 
Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Es ist unstreitig, daß die Beklagte die Waren, deren 

Bezahlung mit der Klage gefordert wird, nicht erhalten 
hat. Trotzdem nimmt die Klägerin die Beklagte mit 
der Behauptung in Anspruch, daß die Gefahr der Ver­
sendung zu Lasten der Beklagten gehe, weil die strei­
tige Ware am 5. April 1945 durch die Rollfuhr- und 
Speditions-G.m.b.H. in H. zur Absendung gebracht 
worden sei. Das ergebe sich sowohl aus den Liefe­
rungsbedingungen als auch nach § 447 BGB.

Diese Auffassung findet indessen weder im Gesetz 
noch in den zwischen den Parteien vereinbarten Be­
dingungen eine Stütze. Es ist davon auszugehen, daß 
diese keine Bestimmungen über den Erfüllungsort ent­
halten. Das hat zur Folge, daß es bei der gesetzlichen 
Regelung des § 269 BGB bleibt, das heißt, daß Mee­
rane, die gewerbliche Niederlassung der Klägerin, als 
Erfüllungsort für deren Lieferungen anzusehen ist. 
Entsprechend § 269 Abs. 3 BGB ändert daran auch die 
Tatsache nichts, daß die Beklagte nach dem Lieferkon­
trakt verpflichtet ist, die Frachtkosten für den Trans­
port der Ware von der Spinnerei nach ihrer Handels­
niederlassung zu tragen. Bei dieser Sachlage kann sich 
die Klägerin nicht auf § 447 BGB stützen. Nach ihrer 
eigenen Angabe ist die Ware von der in Kulmbach 
befindlichen Spinnerei mit der Eisenbahn nach Hof und 
von da mit Lastkraftwagen nach Lößnitz/Erzgeb., der 
Niederlassung der Beklagten abgesandt worden. Es 
ist aber in der Rechtsprechung unstreitig, daß § 447 
BGB nicht anwendbar ist und demzufolge der Ver­
käufer das Risiko nicht auf den Käufer abwälzen kann, 
wenn die Versendung von einem anderen Ort als dem 
Erfüllungsort vorgenommen wird, es sei denn, daß der 
Schaden nachgewiesenermaßen auch sonst eingetreten 
wäre. Nach dieser Richtung hat indessen die Klägerin 
keine Behauptungen aufgestellt. Die Eigenart des 
Streitfalles liegt gerade darin, daß die Ware größeren 
Gefahren auf ihrem Transport von Kulmbach nach 
Lößnitz ausgesetzt war, als wenn der Versand auf der 
weit kürzeren Strecke von Meerane nach Lößnitz er­
folgt wäre. Die Klägerin beruft sich nun darauf, daß 
nach dem Lieferkontrakt die Ware mit der Zurver­
fügungstellung abgeliefert worden sei und erblickt 
die Zurverfügungstellung in deren Absendung durch 
den Spediteur in Hof. Sie verkennt dabei das Wesen 
dieser Vertragsbestimmung. Es besteht nicht allein 
darin, den Zeitpunkt der Übergabe auf einen möglichst 
frühen Zeitpunkt, etwa den der Absendung der Ware 
durch die Spinnerei oder einen Zwischenspediteur, zu 
verlegen, sondern auf den Zeitpunkt, zu dem die Ware 
dem Käufer so angedient wird, daß er in die Lage ver­
setzt wird, eine wirksame Kontrolle über die Güter 
auszuüben. Eine solche Möglichkeit ist aber für den 
Käufer nicht gegeben, solange die Güter noch vom Ab­
ruf des Lieferanten abhängig sind. Es ist charakte­
ristisch, für die Einstellung der Klägerin, daß ihrer 
eigenen Behauptung nach die mit der Beförderung der 
streitigen Güter beauftragten Speditionsfirmen ledig­
lich die Klägerin von deren Weitersendung an die Be­
klagte benachrichtigt haben, daß indessen keine solche 
Benachrichtigung an die Beklagte von der Absendung 
der Ware, sei es durch die Klägerin oder deren Spedi-
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